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spricht von einer „gewissen
Herausforderung“, denn
Schweiger – die Lebensgefähr-
tin von Freie-Wähler-Chef Hu-
bert Aiwanger – verteidigte ihr
Amt 2020 mit satter Zwei-Drit-
tel-Mehrheit.

Aber egal ob Landrat oder
Abgeordneter: Mehr Zeit für
seine Hobbys und Ehrenämter
wird Grossmann nicht bekom-
men. Aus Überzeugung enga-
giert er sich als zweiter Vorsit-
zender der Freiwilligen Feuer-
wehr seines Wohnorts Klein-
prüfening. Wenn er zu Hause
ist, rückt er auch noch zu Ein-
sätzen aus. Daneben nennt
Grossmann das Jagen als seine
Leidenschaft und das Radeln
mit dem Mountainbike seinen
Lieblingssport. Erst im vergan-
genen Jahr hat er mit Freunden
eine Alpenüberquerung ge-
schafft – ohne die Unterstüt-
zung eines Elektromotors.
> .JÜRGEN UMLAUFT

Möglichkeiten des Freistaats.“
Letztere sind mit den sinken-
den Steuereinnahmen kleiner
geworden. „Ich muss jetzt halt
auch mal Grenzen setzen ge-
genüber den Wünschen der
Kommunen“, sagt Grossmann.

Aber womöglich wird sich
das schon bald wieder ändern.
Denn Grossmann zieht es nach
drei Jahren im Landtag schon
wieder zurück in die Kommu-
nalpolitik. Im kommenden
März will er für die CSU das
Regensburger Landratsamt zu-
rückerobern. Dort residiert seit
2014 Tanja Schweiger von den
Freien Wählern, die damals
eine jahrzehntelange CSU-
Herrschaft im Landkreis Re-
gensburg beendet hatte. Diese
Scharte soll nun ausgewetzt
werden. Noch ist Grossmann
nicht offiziell nominiert, nach
einem Beschluss des CSU-
Kreisvorstands gilt das aber als
Formsache. Grossmann

Sein Plan war, 2026, nach
18 Jahren im Amt, den Bür-
germeistersessel freizuma-
chen. „Ämter gehören nach
meiner Ansicht auf eine be-
stimmte Zeit begrenzt“, er-
klärt er. Doch der Abschied
sollte sogar schon früher
kommen. Denn die CSU
suchte für die Landtagswahl
2023 im Stimmkreis Regens-
burg-Land einen neuen Di-
rektkandidaten. Grossmann
bewarb sich, wurde nominiert
– und in den Landtag gewählt.

Als Neuling schickte die
CSU-Fraktion Grossmann
gleich in den Haushaltsaus-
schuss, wo er für den Kommu-
nalen Finanzausgleich zustän-
dig ist. „Da sitze ich jetzt zwi-
schen den Fronten“, stellt
Grossmann schmunzelnd fest.
„Zwischen den Erwartungen
der Kommunen, die ich aus
meiner Zeit als Bürgermeister
nur zu gut kenne, und den

teramt seiner Heimatgemein-
de Sinzing.

Rund 15 Jahre später wurde
dieser Traum eines Fachober-
schülers Wirklichkeit. Mit 32
Jahren wählten die Sinzinger
den inzwischen zum CSU-
Ortsvorsitzenden aufgestiege-
nen Grossmann zu ihrem Bür-
germeister. Damals arbeitete er
als Kundenbetreuer bei der
Versicherungskammer Bayern.

Der erfolgreiche Wahlkampf
sollte für ihn nicht nur beruf-
lich ein Wendepunkt sein, son-
dern auch privat. Er lernte da-
mals seine spätere Frau ken-
nen, die auf der CSU-Liste für
den Gemeinderat kandidiert
hatte. Ohne das aus ihrem eige-
nen politischen Engagement
rührende Verständnis für den
Zeitaufwand eines Berufspoli-
tikers wäre seine Karriere wohl
so nicht möglich gewesen,
meint Grossmann. „Sie ist mir
eine große Stütze.“

ich zu Hause die familieninter-
ne Opposition.“

Der politische Diskurs am
Küchentisch vor allem mit der
Mutter – sein Vater starb, als
er sechs Jahre alt war – war
ihm aber nicht genug, weshalb
ihn der Weg in die Schüler-
Union und die Junge Union
führte. Sein Traum schon als
Jugendlicher: das Bürgermeis-

Patrick Grossmann kennt
sich aus mit Opposition. Für ei-
nen CSU-Abgeordneten in Bay-
ern ist das natürlich erklärungs-
bedürftig. Aufgewachsen ist der
bald 49-jährige Oberpfälzer in
einem Elternhaus, das nicht be-
sonders CSU-affin war. Seine
Eltern, erzählt Grossmann, hat-
ten an der Uni Regensburg stu-
diert. Die war damals eine
Keimzelle des Widerstands ge-
gen die geplante und vom CSU-
Ministerpräsidenten Franz Jo-
sef Strauß forcierte atomare
Wiederaufbereitungsanlage
(WAA) in Wackersdorf. Mit der
CSU sympathisierten da die we-
nigsten.

Auch er selbst hatte als Kind
und Jugendlicher nicht viel üb-
rig gehabt für die WAA, aber an-
sonsten war er – geprägt durch
seinen Freundeskreis – schon
immer eher konservativ einge-
stellt gewesen. Die Folge: „Ab-
gesehen vom WAA-Thema war

Der Oppositionelle

Patrick Grossmann. FOTO: BSZ

Zudem sollen gefährdete Ge-
biete ausgewiesen werden, in
denen Bodenversiegelung nur
noch als Ausnahme genehmi-
gungsfähig ist. Verbieten wollen
sie das Bauen in ausgewiesenen
Überschwemmungsgebieten.

Alexander Flierl (CSU) nann-
te den Gesetzentwurf weder ef-
fektiv noch praxistauglich. Er
schaffe neue Bürokratie, löse
aber keine Probleme. Harald
Meußgeier (AfD) sprach von
„grünem Regelungswahn“.
Trotz einzelner Bedenken stell-
te sich Anna Rasehorn (SPD)
hinter die Vorlage. > JUM

Die Grünen haben den Ent-
wurf für ein schärferes bayeri-
sches Wassergesetz einge-
bracht. Kernpunkt der Vorlage
ist, den Schutz des Grundwas-
sers und den vor Hochwasser
zum „überragenden öffentli-
chen Interesse“ zu erklären.
Unter anderem fordern sie eine
Ausweitung der Wasserschutz-
gebiete und verpflichtende
Wasserzähler für alle. Zum bes-
seren Schutz vor Hochwasser
wollen die Grünen das Anlegen
neuer Entwässerungsgräben
untersagen und die Notwendig-
keit vorhandener überprüfen.

Wasserzähler für alle?Bessere Arztversorgung auf dem Land
Ganz Bayern soll in den

kommenden Jahren an ein Sys-
tem mit Telenotärzten (TNA)
angeschlossen werden. Das be-
richtete Innenstaatssekretär
Sandro Kirchner (CSU) im In-
nenausschuss des Landtags.
Ein erster Standort für den Os-
ten Bayerns ist im niederbaye-
rischen Bogen bereits instal-
liert, die Rettungsdienstberei-
che Straubing/Bogen und
Landshut werden von dort aus
bereits betreut.

Der Ausbau des gesamten
TNA-Bereichs Ost soll Ende

2026 abgeschlossen sein. An-
schließend soll in Würzburg
ein TNA-Standort für ganz
Franken eingerichtet werden,
Schwaben und das westliche
Oberbayern werden folgen.

Die Telenotärzte sollen das
bestehende Notarztsystem er-
gänzen, die Spanne zwischen
Alarmierung und ersten Ret-
tungsmaßnahmen verkürzen
und die Notarzteinsätze opti-
mieren. Kirchner sprach von
einer „Antwort auf die Heraus-
forderungen für das bestehen-
de bodengebundene Notarzt-

system“ vor allem im ländli-
chen Raum, wo sich der allge-
meine Ärztemangel auch auf
die Verfügbarkeit von Notärz-
ten auswirke. Der Einsatz der
Telenotärzte ist vorgesehen,
wenn am Einsatzort medizini-
sche Expertise, aber kein per-
sönlich anwesender Notarzt
erforderlich ist. Sie können mit
den Sanitätern vor Ort aber
auch schon erste Diagnosen
stellen und Therapiemaßnah-
men einleiten, bis bei komple-
xeren Fällen ein Notarzt einge-
troffen ist, und die Weiterbe-

handlung auf dem Transport
der Patienten ins Krankenhaus
übernehmen, sodass der per-
sönlich anwesende Notarzt be-
reitszumnächstenEinsatzwei-
terfahren kann.

Die Verbindung zwischen
Rettungsfahrzeug und TNA
erfolgt in einer Art Videokon-
ferenz mit stationär im Fahr-
zeug installierten Kameras
und Mikrofonen oder über
eine mobile Übertragungsein-
heit unter Berücksichtigung
datenschutzrechtlicher Vorga-
ben. > JUM
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INNENAUSSCHUSS | Bayern soll an ein Telenotarzt-System angeschlossen werden

IM PORTRÄT | Der CSU-Abgeordnete Patrick Grossmann

„Angriffe gefährden Menschenleben“
Jüngst habenCyberangriffe auf die Wertachkliniken
in Bobingen und Schwabmünchen gezeigt, wie
verwundbar die medizinische Infrastruktur ist:
IT-Systeme wurden verschlüsselt, Operationen
verschoben und sensible Patientendaten gestohlen.

seien daher nicht zielführend.
Es bedürfe passgenauer Lö-
sungen, die in Abstimmung
mit Ministerien, Fachverbän-
den und Patientenvertretun-
gen entwickelt werden. Wich-
tig seien verständliche Leitli-
nien und ein „Praxischeck“
für neue Regelungen.

Auch Medizinprodukte, die
zunehmend digital vernetzt
sind, müssen stärker berück-
sichtigt werden, da sie poten-
zielle Einfallstore für Cyber-
angriffe darstellen, so Schnü-
rer. Er rief zu parteiübergrei-
fender Zusammenarbeit auf,
um die Versorgung dauerhaft
abzusichern.

Ruth Waldmann (SPD) be-
stätigte die Dringlichkeit: Seit
2023 hätten sich Cyberangrif-
fe vervierfacht, mit besonders
vielen Vorfällen im Gesund-
heitssektor. Sie unterstützte
die Vorschläge, forderte aber
mehr Verbindlichkeit und be-
tonte, dass Kliniken und Pra-
xen weiterhin Verantwortung
für den Schutz ihrer Mitarbei-
ter tragen müssen.

Einigkeit herrschte darüber,
dass die Heterogenität der
Einrichtungen berücksichtigt

Vor diesem Hintergrund hat
sich der Bayerische Landtag
in einer Sitzung parteiüber-
greifend für die Cybersicher-
heitsstrategie der Europäi-
schen Kommission ausge-
sprochen. Diese zielt darauf
ab, die Resilienz gegenüber
Cyberbedrohungen zu stärken
und sicherzustellen, dass
Menschen und Unternehmen
von vertrauenswürdigen digi-
talen Technologien profitie-
ren.

Sascha Schnürer (CSU) be-
tonte, dass Angriffe auf digita-
le Gesundheitsinfrastruktur
auch Angriffe auf Menschen-
leben seien. Er begrüßte die
geplanten einheitlichen Stan-
dards der EU und hob die Be-
deutung konkreter Präventi-
onsmaßnahmen hervor.

Ein zentraler Punkt ist die
gezielte Unterstützung von
Krankenhäusern im Ernstfall,
etwa durch ein geplantes
Fachzentrum mit techni-
schem Know-how. In Bayern
gibt es jährlich Millionen Be-
handlungsfälle, vor allem in
kleinen Praxen, die oft über
begrenzte IT-Ressourcen ver-
fügen. Pauschale Vorgaben

mit seiner Stellungnahme ein
klares Signal: Die EU-Rege-
lungen zur Cybersicherheit
werden ausdrücklich begrüßt.
Ziel sei eine sichere und
funktionierende digitale Ge-
sundheitsversorgung – unab-
hängig vom technischen
Fachwissen der Beteiligten.

einrichtungen und internatio-
nale Datenströme.

Am Ende herrschte breite
Zustimmung. Bernhard Sei-
denath kündigte an, auf Basis
der Debatte eine gemeinsame
Stellungnahme des Landtags
zu erarbeiten.
> DAVID LOHMANN

werden muss. Ein Kranken-
haus sei nicht mit einer
Landarztpraxis vergleichbar.
Die Maßnahmen müssten fle-
xibel und anwendungsnah
gestaltet sein. Bernhard Sei-
denath (CSU), Vorsitzender
des Gesundheitsausschusses,
erklärte, der Landtag sende

Andreas Winhart (AfD) ver-
wies auf frühere Vorfälle,
etwa den Cyberangriff auf das
Krankenhaus Fürstenfeld-
bruck und begrüßte, dass ver-
netzte Medizinprodukte ein-
bezogen werden. Es gehe
nicht nur um Fitnessuhren,
sondern um kritische Notfall-

Bayerns Kliniken erhalten vom Freistaat Förderung für eine gemeinsame digitale Zusammenarbeit. FOTO: DPA/TOBIAS HASE
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